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Auszug aus dem Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) 
 

Erster Abschnitt / Allgemeine Vorschriften 
 

§ 7 – Beiträge 
 
(1) Die Gemeinden und Landkreise können, soweit nicht ein privatrechtliches Entgelt 
gefordert wird, zur Deckung des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung oder Erneuerung ihrer öffentlichen Einrichtungen (Investitionsaufwand) 
Beiträge von denjenigen Grundstückseigentümern, Erbbauberechtigten oder Inhabern eines 
dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche erheben, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 
Einrichtungen besondere Vorteile bietet. Der Investitionsaufwand umfasst auch den Wert 
der von der Kommune aus ihrem Vermögen bereitgestellten Sachen und Rechte im 
Zeitpunkt der Bereitstellung. Für die Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 
Ortsstraßen und beschränkt öffentlichen Wegen sollen solche Beiträge erhoben werden, 
soweit nicht Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch zu erheben sind. Die Gemeinde 
kann von einer Beitragserhebung nach Satz 3 absehen, wenn 
 

1. diese für sie zu keinem wesentlichen Vermögenszuwachs führen würde oder 
 

2. ihre finanzielle Situation dauerhaft so günstig ist, dass sie ohne Verletzung der 
Einnahmebeschaffungsgrundsätze auf eine Beitragserhebung verzichten kann oder 
 

3. die Entscheidung über die Durchführung der Straßenausbaumaßnahme ab dem 1. 
Januar 2019 getroffen wurde und die Voraussetzungen des Abs. 4 a Satz 1 vorliegen. 

 
Die Entscheidung der Gemeinde nach Satz 4 erfolgt durch Beschluss, welcher zu begründen 
und der Kommunalaufsicht anzuzeigen ist; Absatz 12 bleibt unberührt. Bei nicht 
leitungsgebundenen Einrichtungen kann der Aufwand für bestimmte Abschnitte ermittelt 
werden; für mehrere Einrichtungen, die für die Erschließung der Grundstücke eine Einheit 
bilden, kann der Aufwand insgesamt ermittelt werden. Der Beitrag kann für Teile der 
Einrichtung selbständig erhoben werden (Kostenspaltung). Bei leitungsgebundenen 
Einrichtungen können Beiträge für Teile einer Einrichtung selbständig erhoben werden, 
wenn diese Teile nutzbar sind. 
 
(2) Bei Anliegerstraßen sollen die Interessen der Anwohner an einem ihren Bedürfnissen 
entsprechenden, ortstypischen und kostensparenden Ausbau besondere Berücksichtigung 
finden; bereits vorhandene, unter technischen Gesichtspunkten noch nutzbare 
Straßenbestandteile sollen in die Bauplanungen einbezogen werden, soweit hierdurch 
Kosteneinsparungen erzielt werden können. Für Einrichtungen der Wasserversorgung sowie 
für die laufende Straßenunterhaltung und die Straßeninstandsetzung werden keine Beiträge 
erhoben. 
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(3) Sind die Vorteile der Beitragspflichtigen verschieden hoch, so sind die Beiträge 
entsprechend abzustufen. Verteilungsmaßstäbe sind insbesondere 
 

1. die Grundstücksflächen, 
 

2. das Maß der baulichen Nutzung (Geschossfläche, Anzahl der Vollgeschosse), 
 

3. die Art der baulichen Nutzung oder 
 

4. die Grundstücksbreite. 
 
Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander verbunden werden. In der Satzung kann 
geregelt werden, dass bei der Berechnung der Beiträge sowohl für leitungsgebundene als 
auch für nicht leitungsgebundene Einrichtungen die Grundstücksflächen in unbeplanten 
Gebieten nur bis zur ortsüblichen Tiefe der baulichen Nutzung berücksichtigt werden. 
 
(4) Kommt die Einrichtung neben den Beitragspflichtigen nicht nur unbedeutend auch der 
Allgemeinheit zugute, so ist in der Satzung eine Eigenbeteiligung der Kommune vorzusehen. 
Die Eigenbeteiligung muss die Vorteile für die Allgemeinheit angemessen berücksichtigen. 
 
(4a) Die Straßenausbaubeitragssatzung kann für das gesamte Gemeindegebiet eine über den 
Vorteil der Allgemeinheit hinausgehende Eigenbeteiligung der Gemeinde vorsehen, wenn 
 

1. es die dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zulässt, die durch die Vorlage 
einer Übersicht über die Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
nach § 4 Nr. 4 Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung beziehungsweise § 1 Abs. 2 
Nr. 15 Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik nachzuweisen ist, 
 

2. die Gemeinde in den vergangenen drei Haushaltsjahren keine Bedarfszuweisungen 
in Anspruch genommen hat und im Finanzplanungszeitraum beziehungsweise nach 
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung auch bei der Erhöhung des 
Gemeindeanteils keine Bedarfszuweisungen benötigt und 
 

3. aufgrund der Bewertung sonstiger Risiken (zum Beispiel Bürgschaften, 
Gewährverträge, kreditähnliche Rechtsgeschäfte) keine Verschlechterung der 
Haushaltssituation der Gemeinde zu befürchten ist. 

 
Die Eigenbeteiligung der Gemeinde darf für Straßen, die 
 

1. überwiegend dem Anliegerverkehr dienen, 80 vom Hundert, 
 

2. überwiegend dem innerörtlichen Durchgangsverkehr dienen, 85 vom Hundert und 
 

3. überwiegend dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, 90 vom Hundert 
 
nicht überschreiten. Entsprechend der Verkehrsbedeutung der Straße sowie der einzelnen 
Teileinrichtungen ist dabei eine angemessene Abstufung vorzusehen. Bei Wegfall der 
Voraussetzungen nach Satz 1 ist das Satzungsrecht umgehend anzupassen. 
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(5) Steht im Zeitpunkt des Satzungserlasses der Aufwand nach Absatz 1 noch nicht fest, so 
kann in Abweichung von § 2 Abs. 2 davon abgesehen werden, den Abgabesatz festzulegen; 
es müssen aber die wesentlichen Bestandteile der einzelnen Einrichtungen in der Satzung 
nach Art und Umfang bezeichnet und der umzulegende Teil der Gesamtkosten bestimmt 
werden. 
 
(6) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der Maßnahme oder der Teilmaßnahme 
und im Falle der Abschnittsbildung mit der Beendigung des Abschnitts. 
 
(7) Bei leitungsgebundenen Einrichtungen entsteht die Beitragspflicht, sobald das 
Grundstück an die Einrichtung oder Teileinrichtung nach Absatz 1 Satz 8 angeschlossen 
werden kann, frühestens mit In- Kraft-Treten der Satzung; die Satzung kann einen späteren 
Zeitpunkt bestimmen. Abweichend von Satz 1 entsteht die sachliche Beitragspflicht 
 

1. für unbebaute Grundstücke, sobald und soweit das Grundstück bebaut und 
tatsächlich angeschlossen wird, und 
 

2. für bebaute Grundstücke in Höhe der Differenz, die sich aus tatsächlicher und 
zulässiger Bebauung ergibt, erst, soweit und sobald die tatsächliche Bebauung 
erweitert wird. 

 
Die sachliche Beitragspflicht entsteht für bebaute Grundstücke nicht, soweit und solange das 
Grundstück die durchschnittliche Grundstücksfläche im Verteilungsgebiet der Einrichtung 
des Aufgabenträgers um mehr als 30 vom Hundert übersteigt. Sofern die örtlichen 
Verhältnisse es erfordern, ist bei der Ermittlung der durchschnittlichen Grundstücksfläche 
insbesondere zwischen Grundstücken, die vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen 
werden, und sonstigen Grundstücken zu unterscheiden. Satz 3 gilt nicht für die tatsächlich 
bebaute Fläche. Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände 
nachträglich, unterrichten die Gemeinden die Aufgabenträger über Bauvorhaben, für die 
Baugenehmigungen erteilt oder die baurechtlich angezeigt wurden. 
 

(8) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang 
entstanden ist, können Vorauszahlungen auf den einmaligen Beitrag verlangt werden, sobald 
mit der Ausführung der beitragspflichtigen Maßnahme begonnen worden ist. Die 
Vorauszahlung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 
Vorauszahlende nicht beitragspflichtig ist. Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Erlass des 
Vorauszahlungsbescheides noch nicht entstanden, kann die Vorauszahlung zurückverlangt 
werden. Dies gilt nicht im Fall der gesonderten Erhebung der Vorauszahlung für Teile einer 
leitungsgebundenen Einrichtung, wenn für das herangezogene Grundstück eine 
Anschlussmöglichkeit an die Teileinrichtung besteht, die noch keine Beitragspflicht auslöst. 
Der Rückzahlungsanspruch ist ab Erhebung der Vorauszahlung mit einem Zwölftel des 
Basiszinssatzes nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches zuzüglich 0,1 Prozentpunkten für 
jeden vollen Monat zu verzinsen. Ist eine Beitragspflicht bereits entstanden, können 
Vorschüsse auf den Beitrag erhoben werden, sofern die endgültige Beitragsschuld noch nicht 
berechnet werden kann. 
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(9) Für leitungsgebundene Einrichtungen können unbeschadet der Regelung des Absatzes 8 
Vorauszahlungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 8 Satz 1 nach Maßgabe des 
Baufortschritts der Einrichtung bis zu 80 vom Hundert des voraussichtlichen, beitragsfähigen 
Investitionsaufwands erhoben werden. Im Falle der Kostenspaltung nach Absatz 1 Satz 7 ist 
die Erhebung der Vorausleistung für Teile der Einrichtung gesondert zulässig. Sofern die für 
die Berechnung der Vorauszahlung notwendigen Grunddaten nicht vorhanden sind, werden 
sie durch Selbstauskunft des Beitragspflichtigen ermittelt. Kommt der Beitragspflichtige dem 
Auskunftsverlangen nicht nach, können die notwendigen Grunddaten durch Schätzung 
ermittelt werden. Führt der im Wege der Selbstauskunft oder der Schätzung der 
Vorauszahlung zugrunde gelegte satzungsgemäße Verteilungsmaßstab zu einem anderen 
Beitrag, als er bei einer tatsächlichen Ermittlung anzusetzen gewesen wäre, ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen der aufgrund der Selbstauskunft oder der Schätzung 
erhobenen und der sich nach Zugrundelegung der tatsächlich anzusetzenden Werte 
ergebenden Vorauszahlung mit einem Zwölftel des Basiszinssatzes nach § 247 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zuzüglich 0,1 Prozentpunkten für jeden vollen Monat zu 
verzinsen. 
 
(10) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des 
Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ist; unabhängig 
hiervon richtet sich für restitutionsbelastete Grundstücke die Beitragspflicht nach Satz 2. Die 
Satzung kann bestimmen, dass beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines 
dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(11) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, dem Erbbaurecht oder dem 
dinglichen Nutzungsrecht im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche, im Falle des Absatzes 10 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem 
Teileigentum; die öffentliche Last erlischt nicht, solange die persönliche Schuld besteht. Der 
Duldungsbescheid, mit dem die öffentliche Last geltend gemacht wird, ist wie ein 
Leistungsbescheid zu vollstrecken. 
 
(12) Ein Beitrag kann auch für öffentliche Einrichtungen erhoben werden, die vor In-Kraft-
Treten der Abgabesatzung hergestellt, angeschafft, erweitert, verbessert oder erneuert 
wurden. Die Satzung über die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen ist spätestens zum 
Zeitpunkt der Beendigung der Maßnahme nach Satz 1 zu beschließen. Soweit eine solche 
Beschlussfassung nicht oder nicht rechtzeitig erfolgt, verliert die Gemeinde ihre 
Erhebungsberechtigung. Eine ungültige Satzung kann rückwirkend oder mit Wirkung für die 
Zukunft durch eine gültige Satzung ersetzt werden. 
 
(13) Der Beitragsberechtigte kann die Ablösung des Beitrags vor Entstehung der 
Beitragspflicht gegen eine angemessene Gegenleistung zulassen. Das Nähere ist in der 
Satzung zu bestimmen. 
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(14) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Inhaber eines dinglichen 
Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche sind dazu verpflichtet, auf Verlangen der beitragsberechtigten Körperschaft die 
für die Berechnung der Vorauszahlungen, Vorschüsse und Beiträge erheblichen Tatsachen 
vollständig und wahrheitsgemäß offen zu legen und die ihnen bekannten Beweismittel 
anzugeben. Dies gilt insbesondere für Angaben zu der Grundstücksfläche sowie der Art und 
dem Maß der baulichen Nutzung eines Grundstücks. Kommt der Verpflichtete einer 
Aufforderung der beitragsberechtigten Körperschaft nicht nach, kann er mit einer Geldbuße 
bis zu zweihundertfünfzig Euro belegt werden. 
 

  
Dies ist ein Auszug aus dem Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000, zuletzt geändert durch das 
Achte Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes sowie das 
Neunte Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes, beide 
veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaats Thüringen Nr. 7/2017 
und in Kraft getreten am 30. Juni 2017. 


